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Drucksache 


Antrag 

der Abgeordneten Müller-Hermann, Donhauser und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Entwurf eines Gesetzes 

zur Bekämpfung von Unfällen im Straßenverkehr 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Straßenverkehrsgesetz vom 19. Dezem- 
ber 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 837) wird wie 
folgt geändert: 

In § 22 Abs. 1 wird das Wort „zwei“ durch 
das Wort „fünf“ ersetzt. 

Artikel 2 

Das Gesetz über die Einführung der Pflicht- 
versicherung für die Kraftfahrzeughalter und 
zur Änderung des Gesetzes über den Verkehr 
mit Kraftfahrzeugen sowie des Gesetzes über 
den Versicherungsvertrag vom 7. November 
1939 (Reichsgesetzbl. I S. 2223) wird wie folgt 
ergänzt: 

1 . § 1 erhält einen Absatz folgenden Wort- 
lauts: 

„(2) Absatz 1 gilt für Kraftfahrzeuge 
oder Anhänger, die ihren regelmäßigen 
Standort außerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland haben mit der Maßgabe, daß 
eine für die Dauer des voraussichtlichen Auf- 
enthaltes im Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland begrenzte Haftpflichtversiche- 
rung abgeschlossen werden kann.“ 

2. § 3 erhält einen Absatz 3 folgenden Wort- 
lauts: 

„(3) Der in Absatz 1 vorgeschriebenen 
Haftpflichtversicherung sind solche Haft- 


pflichtversicherungsscheine gleichgestellt, die 
bei einer außerdeutschen Versicherungsgesell- 
schaft abgeschlossen und vom Verband der 
Haf tp flicht- und Kraf tf ahrzeugverskher er 
mit Zustimmung des VersicherungSaufsichts- 
amtes anerkannt wurden.“ 

Artikel 3 

Die Straßenverkehrs-Ordnung — StVO — 
in der Fassung vom 24. August 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1201) wird wie folgt ergänzt: 

1. § 10 Abs. 3 erhält einen Satz 2 folgenden 
Wortlauts: 

„Jede gekennzeichnete Fahrspur einer Straße 
mit mehreren Fahrbahnen gilt als selbstän- 
dige Fahrbahn.“ 

2. § 10 erhält einen Absatz 5 folgenden Wort- 
lauts: 

„(5) Kraftfahrzeuge der in § 55 a beschrie- 
benen Gattungen dürfen an Steigungen und 
Gefällstrecken mit mehr als 5 v. H. Neigung, 
die als solche gekennzeichnet sind, andere 
Kraftfahrzeuge nicht überholen. Das Über- 
holverbot gilt nicht für das Vorbeifahren an 
stehenden Kraftfahrzeugen.“ 

3. § 11 erhält einen Absatz 3 folgenden Wort- 
lauts: 

„(3) Eine Richtungsänderung im Sinne des 
Absatzes 1 liegt audi dann vor, wenn eine 
gemäß § 10 Abs. 3 besonders bezeichnete 
Fahrspur verlassen werden soll. 
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4. Neu eingefügt wird: 

»$ 35 a 

Sturzhelm für Kraftradfahrer 

Führer und Beifahrer von Kraftzwei- 
rädern, die nach ihrer Bauart eine Geschwin- 
digkeit von 60 und mehr Stundenkilometern 
zu fahren in der Lage sind, dürfen diese 
Fahrzeuge nur dann in Betrieb nehmen oder 
benutzen, wenn sie einen durch technisches 
Prüfzeichen als genehmigt gekennzeichneten 
Sturzhelm tragen. Für die Genehmigung und 
Kennzeichnung gelten die Vorschriften des 
§ 20 der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ord- 
nung entsprechend.*" 

5. § 37 Abs. 2 wird wie folgt ergänzt: 

„Straßen, auf welchen besonders bezeichnete 
Fußgängerüberwege angebracht sind, sind 
zwischen den Fußgängerüberwegen durch 
Markierung der Fahrbahnen zu kennzeich- 
nen. Straßen, deren Fahrbahnen durch Kenn- 
zeichnung abgeteilt sind, dürfen nur an den 
für den Fußgängerverkehr besonders bezeich- 
neten Übergängen überschritten werden.“ 

Artikel 4 

( 1 ) Die Straßenverkehrs-Zulassungs-Ord- 
nung — StVZO — in der Fassung vom 24. Au- 
gust 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1166) wird wie 
folgt geändert und ergänzt: 

1 . § 4 erhält einen Absatz 3 folgenden Wort- 
lauts: 

„(3) Bis zur Erteilung eines endgültigen 
Führerscheines im Sinne des Absatzes 2 wird 
dem Antragsteller, der die Voraussetzung 
der §§ 4 ff. erfüllt, ein vorläufiger Führer- 
schein erteilt, der ein Jahr nach Ausstellung 
nach nochmaliger Prüfung gemäß § 1 1 durch 
einen Sachverständigen gegen einen endgül- 
tigen Führerschein ausgetauscht werden kann. 
Der vorläufige Führerschein verliert späte- 
stens nach Ablauf von 14 Monaten seit der 
Ausstellung seine Gültigkeit.“ 

2. Folgender § 7 a wird neu eingefügt: 

4 7a 

Besonderer Ausweis nach § 55 a 

Die Führer von Kraftfahrzeugen der in 
§ 55 a bezeichneten Gattungen bedürfen 
eines besonderen Ausweises. Nähere Einzel- 
heiten über die Voraussetzung zur Erlangung 
dieses Ausweises bestimmt der Bundesmini- 
ster für Verkehr in einer Rechtsverordnung 
ohne Zustimmung des Bundesrates.“ 


3. § 1 1 wird durch einen Absatz 5 wie folgt 
ergänzt: 

„(5) Bei der Prüfung des Antragstellers 
zur Erteilung eines endgültigen Führerscheines 
(§ 4 Abs. 3) hat der Sachverständige über die 
Prüfung gemäß Absatz 2 hinaus die 
, Fertigkeit" des Prüflings im Führen des 
Fahrzeuges und in der Einordnung in leb- 
haften Verkehr zu prüfen.“ 

4. § 13 Abs. 1 beginnt wie folgt: 

„(1) Jeder Antrag auf Ausstellung einer 
Fahrerlaubnis . . . .“ 

5. In § 32 Abs. 1 Nr. 3 Buchst, c wird die Zahl 
„20,00“ durch die Zahl „18,00“ ersetzt. 

6. In § 34 Abs. 3 wird das zulässige Gesamtge- 
wicht je Zug von „40 Tonnen“ in „32 Ton- 
nen“ geändert. 

7. § 54 erhält einen Absatz 5 folgenden Wort- 
lauts: 

„(5) Lastkraftwagen und Anhänger müs- 
sen an der Fahrzeugrückseite mit Blinkleuch- 
ten gemäß Absatz 1 Buchst, a Nr. 2 ausge- 
stattet sein. Die Blinkleuchten sind in Augen- 
höhe anzubringen.“ 

(2) Die Bestimmungen des Absatzes 1 Nr. 5 
und 6 treten für Fahrzeuge, die am Tage der 
Verkündung dieser Verordnung zum Verkehr 
zugelassen waren, fünf Jahre nach dem Ver- 
kündungstag der Verordnung in Kraft. Für 
Fahrzeuge, die nach dem Verkündungstag 
dieser Verordnung erstmalig zum Verkehr 
zugelassen werden, tritt diese Bestimmung ein 
Jahr nach dem Verkündungstag in Kraft. 

Artikel 5 

Der Bundesminister für Verkehr erläßt auf 
Grund des § 6 des Straßenverkehrsgesetzes vom 
19. Dezember 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 837) 
mit Zustimmung des Bundesrates eine Rechts- 
verordnung über Mindestbedingungen der vor- 
läufigen und der endgültigen Fahrerlaubnis und 
erläßt die erforderlichen Verwaltungsvorschrif- 
ten mit einem den heutigen Verkehrsanforde- 
rungen entsprechenden Ausbildungsplan für 
Fahrschulen. 

Artikel 6 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
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4. Januar 1952 (ßundesgesetzbl. I S. 1) auch im 
Lande Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund der in diesem Gesetz enthaltenen Er- 
mächtigungen erlassen werden, gelten im Lande 
Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungsge- 
setzes. 


Artikel 7 

Soweit nicht in den vorstehenden Artikeln 
anderweitig bestimmt, treten die Vorschriften 
dieses Gesetzes drei Monate nach der Verkün- 
dung dieses Gesetzes in Kraft. 


Bonn, den 18. Juni 1954 
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Begründung 


- Drucksache 611 - 
Allgemeine Beobachtungen 

Die Entwicklung der Straßenverkehrsunfälle in den letzten 
Jahren zeigt Tendenzen, die erkennen lassen, daß hier ein 
öffentlicher Notstand entsteht. Die Bisher ergriffenen 
Maßnahmen haben eine ausreichende Abhilfe nicht gebracht. 

Die Statistik der .Straßenverkehrsunfälle (Veröffentlichun- 
gen des Statistischen Bundesamtes) und umfangreiche juristi- 
sche und pädagogische Untersuchungen lassen bestimmte Unfall- 
Schwerpunkte erkennen. Gegen diese Schwerpunkte richten, sich 
die Vorschläge dieser Vorlage und die korrespondie- 
renden Vorschläge der anderen Vorlagen. Das Ziel der vorge- 
schlagenen Maßnahmen ist eine fühlbare Verringerung der 
Todesopfer, vor allem bei Krafträdern, und eine allgemeine 
Verminderung der Unfall-Zahlen. 

Anlage 1 zeigt die Entwicklung der Zahl der Straßenverkehrs- 
unfälle seit 195o, die Entwicklung der Unfalltoten und der 
Unfallverletzten. 

Die starke Zunahme der Unfalltoten-^iff er im Jahre 1953 ist 
mit etwa 12 v.H. des Steigerungsanteiles darauf zurückzufüh- 
ren, daß eine Umstellung des Meldezeitraumes erfolgte. Zu den 
Todesopfern zählten vor dem 1. Januar 1953 die bis zum 4. Tag, 
seit dem 1. Januar 1953 die bis zum 3o. Tag nach dem Unfall 
verstorbenen Opfer. 

Die Entwicklung der Unfallzahlen ist erschreckend. Sie 
zwingt dazu, alle Verkehrssicherheitsmaßnahmen auf die 
Unfall verhütung zu konzentrieren. Eine Beeinträchtigung oder 
Abschwächung der Unfallverhütungsmaßnahmen durch Ver- 
quickung mit verkehrslenkenden wirtschaftlichen Zielen ist 
nicht zu rechtfertigen. 


DB (Drs 611) 3186 
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Anlage 2 zeigt eine Übersicht über den Ort der Unfälle. 

Aus dieser Übersicht geht überzeugend hervor, dass Unfälle 
überwiegend bei geschlossener Ortslage auftreten. Innerhalb 
der geschlossenen Orte ereignen sich, wie aus Anlage 2 her- 
vorgeht, 78 v.H. aller Unfälle. Eine wirksame Unfallverhü- 
tung muss deshalb das Schwergewicht auf die Beseitiglang der 
Unfallquellen innerhalb der geschlossenen Ortschaften 
richten. 

Die Gemeinden und kommunalen Verbände bemühen sich zwar 
nach besten Kräften, durch Auflockerung des Strassenbildes und 
Schaffung von breiten Durchgangs Strassen und Umgehungs Stras- 
sen gegen die Unfallhäufigkeit in den geschlossene* Ort- 
schaften anzugehen. Es ist aber unverkennbar, dass die Anfor- 
derungen in finanzieller Hinsicht weit über die gegenwärti- 
gen finanziellen Möglichkeiten der Gemeinden und Kommunal- 
verbände hinausgehen. 

Die Häufung der Verkehrsunfälle in den geschlossenen Orts- 
lagen verbietet eine Resignation vor den strass enbaulichen 
Aufgaben aus finanziellen Gründen. Hier muss gebaut 
werden. Der vorgelegte Entwurf eines Gesetzes zur Verbesse- 
rung der Verkehrswege schafft die finanziellen Voraussetzun- 
gen für den Ausbau der Verkehrswege auch an jenen Schwer- 
punkten, an denen eine Häufung der Strass enverkehrsunfälle 
beobachtet wird. Die Notwendigkeit einer Bundeshilfe für die 
Entlastung dieser Unfallschwerpunkte zugunsten der Länder, 
der Gemeinden und der Gemeindever^^iie^is^jr^verkennbar. 
Vorschläge für die Beschaffung der/kittel durch den an diesen 
Strassenbauten vordringlich interessierten Kraftverkehr ent- 
hält der vorgelegte Entwurf eines Verkehrsfinanzgesetzes 1954. 

Die Schliessung der Lücken des Bundes-Autobahn-Netzes ist 
neben der Verbesserung des allgemeinen Strassennetzes von 
besonderer Bedeutung; sie darf aber in der Finanzierungs- 
dringlichkeit nicht generell über die Beseitigung der Unfall- 
Schwerpunkte auf den allgemeinen Strassen gestellt werden. 
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Die schnelle Beseitigung des Nachholbedarfs .„an großen, „Fern- 
straßen legt die aufgeschlossene Prüfung des Baues kommer- 
ziell finanzierter Straßen nahe« 

Dies erscheint auch finanzpolitisch empfehlenswert, weil 
einzelne Autobahn-Bauprojekte für die späteren Benutzer 
derart große Betriebskostenersparnisse bringen werden (Lohn- 
ersparnisse durch Fahrzeitverkürzung! Treibstoffersparnis! 
Reifenschonung) , daß eine kommerzielle Finanzierung dieser 
Projekte aus Gebühren der tatsächlichen Benutzer gesichert 
erscheint« Die Aussicht auf ^inen sc hnell en Bau solcher 
Projekte rechtfertigt die Abkehr von tradidionellen Planungs- 
und Haushai tsmethoden« Die Erfahrungen in USA und Italien 
sprechen für die Benutzung dieser neuartigen Finanzierung 
dort, wo die Verkehrsfrequenz eine Möglichkeit eröffnet. Die 

Verkehrsfrequenz hat auf einigen solchen Strecken tatsäch- 

ämliaher 

lieh bereits die Größenordnung/ amorikani scher Strecken er- 
reicht. Ein überzeugender Beweis dafür, daß das Verfahren 
in der Bundesrepublik nicht anwendbar ist* ist bisher nicht 
erbracht« 

Von 656 467 vorläufig festgestellten Unfallursachen und Um- 
ständen gehen 454 267 auf das Verhalten der Führer von Fahr- 
zeugen (Anlage 3) zurück. Das sind 69 »3 v.H. 

Darunter sind 23 720 Fälle, bei denen der Fahrer unter Alko- 
holeinfluß stand. Rechnet man die Fälle von Fußgängern unter 
Alkoholeinfluß (3 373) dazu, so werden insgesamt 27 093 Unfäl- 
le durch Alkoholeinfluß verursacht (Anlage 4). 

Gegen die überwiegende Unfallursache aus menschlichem Ver- 
sagen (506 057 Unfallursachen beim Fahrer des Fahrzeugs und 
beim Fußgänger) kann nur durch eine wesentliche Verbesserung 
der Verkehrsaufsicht mit Epfolg angegangen werden. 


Technische Mängel bei Fahrzeug und Ladung ....•• 23 728 

Mängel der Straße ..••......•••....91 189 

WitterungseinflUsse .21 048 

sonstige Unfallursachen(z.B. Tiere usw.) 14 445 


treten daneben als festgestellte unmittelbare Unfallursachen 
an Bedeutung etwas zurück. 
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Verkehrsaufsicht 

Eine wirksame Bekämpfung der Unfälle im Straßenverkehr durch 
Vorbeugung setzt eine systematische Verkehrsaufsicht voraus. 

Die Aufgaben der Verkehpsauf sicht sind in der Exekutive 
auf verschiedene Ressorts verteilt. Ihre Zusammenfassung er- 
scheint angesichts der Gefährdung der öffentlichen Sicherheit 
durch die Zunahme der Straßenverkehrsunfälle dringend geboten. 

Es wird deshalb vorgeschlagen, daß im Bundesministerium für 
Verkehr ein eigenes Referat zur Federführung in allen Fragen 
der Verkehrsaufsicht eingerichtet wird. 

Aufgabe dieses Referats ist die Zusammenfassung aller Erfah- 
rungen und statistischen Meldungen des Straßenverkehrs und 
der Straßenverkehrsunfälle . Die Analyse der Zusammenhänge 
und die Entwicklung von zweckdienlichen Vorschlägen zur Unfall- 
verhütung . 

Es ist ferner Aufgabe dieses Referats, die Straßenbauplanung 
bei der Aufstellung der Schwerpunktprogramme zu beraten, alle 
mit verkehrsauf sichtlichen Aufgaben betrauten Behörden des 
Bundes, der Länder und Gemeinden über die Erfahrungen der 
Verkehrsaufsicht und ihre Auswertung zu unterrichten, und die 
auf allgemeine Aufklärung der Verkehrsteilnehmer gerichteten 
halböffentlichen und privaten Einrichtungen (Verkehrswacht) 
zu unterstützen und zur Mitarbeit heranzuziehen. 

Im Rahmen der Verkehrsaufsicht ist insbesondere d'ie perso- 
nelle und materielle Ausstattung der Verkehrspolizeikräfte 
zu fördern, ihre Ausbildung und der Erfahrungsaustausch unter 
den Verkehrspolizeiverbänden sicherzustellen. 

Die laufende Auswertung der Erfahrung und Statistiken der Sam- 
melstelle für Nachrichten über Fahrer von Kraftfahrzeugen und 
die Durchführung besonderer Untersuchungen über Schwerpunkte der 
Straßenverkehrsunfälle gehört zu den besonderen Obliegen- 
heiten des Verkehrsaufsichtsreferates. Sie soll vor allem 
dazu führen, daß notorische Verkehrssünder ermittelt und ausge- 
schaltet werden. 
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Es ist sicherzue teilen, daß Verkehrsunterricht in den Lehr- 
plan aller Schulgattungen auf genommen und die Lehranstalten 
mit entsprechendem Lehrmaterial versorgt werden« 

Vorfahrt-Unfälle 

Vorfahrtschäden bilden deh. größten Schwerpunkt der Verkehrs- 
Unsicherheit« Die Vorfahrtschäden resultieren aus menschli- 
chem Versagen und Nachlässigkeit, vielfach verknüpft mit zu 
hohen Geschwindigkeiten, straßenbedingten Ursachen und auch 
technischen Mängeln der Fahrzeugausrüstung« 

Den menschlichen Ursachen der Vorfahrt-Unfälle ist durch 
zielbewußten Ausbau der VERKEHRSAUFSICHT entgegenzutreten« 
Eine Häufung straßenbedingter Vorfahrt Unfälle auf bestimmten 
Straßenzügen hat die Erhöhung der Dringlichkeitsstufe dieser 
Abschnitte im Rahmen des Schwerpunktprogrammes zur Folge, das 
im Verkehrswege-Gesetz verankert ist. 

Es hat sich als technischer Mangel der Fahrzeugauastattung 
erwiesen, daß Fahrtrichtungsblinkzeichen von Lastkraftwagen 
und Anhängern mit Aufbauten für unmittelbar nachfolgende 
Fahrzeuge vielfach nicht oder nicht ausreichend erkennbar 
sind. Dies liegt zum Teil daran, daß infolge der Länge der 
Aufbauten und der engen Straßen der ausgestreckte Winker 
im toten Blickfeld des folgenden Fahrzeuges bleibt. Zum Teil 
wird der Winker durch Aufbauschung der Planung im Fahrtwind 
verdeckt. Die Vorlage sieht deshalb vor, daß“ Lastkraftwagen 
und Anhänger künftig auf der Rückseite des Fahrzeuges in 
Augenhöhe mit Blinklanjpen als Richtungsänderungsanzeiger aus- 
gestattet sein müssen« 

Farbe, Größe der Leuchtfläche und Leuchtkraft sind im Rahmen 
der geltenden Bestimmungen, möglichst großdimensioniert, 
festzulegen. 

Gleichzeitig sieht die Vorlage eine Änderung der STVO vor, 
wonach künftig die Absicht, die Fahrspur zu verlassen, durch 
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Sichtungsänderungszeichen anzufcündigen ist 0 Damit werden 
Unklarheiten in der Fahrpraxis dort beseitigt, wo markierte 
Fahrspuren in gleicher Fahrtrichtung nebeneinander liegen» 

Entsprechend sind die einschlägigen Vorschriften der SfVO 
zu ändern, die salches Änderungsanzeigen bisher nicht kennen. 

Motorrad-Unfälle 

Die Straßenverkehrsunfallstatistik 1953 zeigt eine 6 mal 
so hohe Toten- und V e rlefczten“Zahl unter Fahrern und Bei- 
fahrern von Kraft fahroödgnt und Motorrollern, als für die 
Fahrer und I n sassen aller übrigen Kraftfahrzeuge, 35,8 v.H. 
aller Unfall- Toten und 39,2 v.H. aller Unfall -Verletzten 
waren Motorrad-Fahrer und Äotorrad-Beifahrer, während Kraft- 
räder und Kraftroller nur 20 v.H. aller Unfall- Beteiligten 
ausmachten. Hier muß zum Schutze des Fahrers und Beifahrers 
von Krafträdern und Motorrollern vorgesorgt werden. 

Die Vorlage sieht vor, daß Motorräder und andere motorisierte 
Zweiräder, welche eine Geschwindigkeit von 60 und mehr Kilo- 
meter je Stunde erreichen, nur in Betrieb genommen werden 
dürfen, wenn Fahrer und Beifahrer einen durch technisches 
Prüfzeichen genehmigten Sturzhelm tragen» 

Diese Bestimmung hat u.a. in Belgien seit Jahren Gültigkeit. 
Sie hat sich außerordentlich bewährt. Sie wird in zunehmendem 
Maße in Deutschland freiwillig nachgeahmt. Sie wird die Zahl 
der Todesfälle und die Schwere der Verletzungen unter' den 
Motorradfahrern beträchtlich senken helfen. 

Polizeiliche Verwarnung 

Es hat sich als wünschenswert erwiesen, die in § 22 des 
Kraftfahrzeuggesetzes vorgesehene gebührenpflichtige Ver- 
warnung auf einen Betrag zu erhöhen, der den Zweck der 
nachhaltigen Verwarnung zu erfüllen geeignet ist. 

Der Änderungsvorschlag zu § 22 des Straßenverkehrsgesetzes 
dient diesem Zweck 0 
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Ausbildungsvorschriften für Kraftfahrer 

In der Bundesrepublik werden täglich etwa 2 700 neue 
Führers cheine erteilt (Anlage 5)o Die Unfallentwicklung 
zeigt, daß die Anforderungen an die Kraftfahrer im Verkehr 
ständig zunehmen. Die bisherigen Prüfungsanforderungen 
setzen gewisse Kenntnisse der technischen Einrichtung der 
Kraftfahrzeuge, der Verkehrwvorschriften und die"Fähigkeit" 
voraus, ein Fahrzeug zu führen. Die "Fertigkeit" des Prüf- 
lings, sich sicher im Straßenverkehr als Fahrzeugführer zu 
bewegen, ist nicht Gegenstand der Prüfung. Dies erscheint 
jedoch angesichts der Gefahr, die ein ungeschickter Fahr- 
zeugführer für alle übrigen Verkehrsteilnehmer bilden kann, 
erforderlich. 

Die Ergänzung der STVZO durch Ermächtigung des Bundes- 
ministers für Veikehr zum Erlaß einer Ausbildungsvorschrift 
für Kraftfahrzeugführer schafft die Voraussetzungen für 
einen zeitgemäßen Ausbildungsplan unter Berücksichtigung 
der verschiedenen Verkehrslagen (Stadt und Land} Tag und 
Nacht* Schönwetter und Schlechtwetter). 

Die Einführung einer auf ein Jahr begrenzten einstweiligen 
Fahrerlaubnis gibt dem Führerschein-Bewerber Gelegenheit, 
bis zur Ablegung der endgültigen Prüfung die. erforderliche 
"Fertigkeit" im Fahren eines Kraftfahrzeugs im modernen 
Straßenverkehr zu erwerben, sofern er die Eignung tatsäch- 
lich besitzt. 

Führers c he i nan t rags*»Mc 1 d ung 

Es hat sich gezeigt, daß die in $ 13 der STVZO vorgeschrie- 
benen Meldungen an die Sammeletelle für Nachrichten über 
Fahrer von Kraftfahrzeugen nicht genügen, tun die Verwal- 
tungsbehörden W>er die Antragsteller für Erteilung von 
Führerscheinen ausreichend zu unterrichten® Infolgedessen 
ist es notwendig, daß bereits jeder vorgelegte Antrag 
auf Erteilung eines Führerscheines der "Sammelstelle" 
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mitgeteilt wird. In einer Reihe vom Fällen wurde festge- 
stellt, daß Antragsteller, deren Eignung zum Führen von 
Kraftfahrzeugen zweifelhaft war, unter Verzicht auf eine 
Entscheidung über ihren ersten Antrag vor -der Prüfung zu- 
rücktraten und an anderen Plätzen, etwa auf dem flachen 
Lande, erneut die Zulassung zur Prüfung beantragten. 

Die vorgeschlagene Ergänzung des §^lj^.^bs, 1 StVZO bietet 
die Grundlage dafür, daß bei Anfragen gemäß Aba. 2 Auskunft 
darüber erteilt werden kann, ob, wann und wo der Antrag- 
steller gegebenenfalls Anträge auf Erteilung eines Führer- 
scheines gestellt hat, ohne daß es zu einer Entscheidung 
kam. 

Lastzugführer-Ausbildung 

Die günstigen Erfahrungen mit den in $ 9 der BOKraft vorge- 
schriebenen besonderen Ausweisen für die Fahrer von Omnibus- 
sen lassen es geboten erscheinen, auch für Fahrer von schwe- 
ren Lastzügen entsprechende Vorschriften zu erlassen und 
einen besonderen Führerschein für Schwerlastwagen-Führer 
zu schaffen. 

Ein solcher Führerschein wurde von daa Verbänden des Straßen- 
verkehrs schon früher gefordert. Er erscheint auch zumutbar 
und würde die Unfallgefahren durch ungeeignete Lkw-Fahrer 
einschränken. 

Diese Bestimmungen werden zweckmäßigerweise an die Vor- 
schriften geknüpft, die das Verkehrssicherungsgesetz zu 
§ 55 a der StVZO abgegrenzt hat. 


- 9 - 
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Überholen an Steigungen 

Das gegenseitige Überholen von Schwerfahrzeugen an größe- 
ren Steigungen hat sich zu einer gefährlichen und den 
Verkehrsfluß stark behindernden Erscheinung entwickelt. 

Deshalb sieht die Ergänzung zu § lo STVO ein Überholver- 
bot für Lastkraftwagen und Lastzüge im Sinne des § 55 a 
StVZO vor. Das Überholverbot ist auf Steigungen beschränkt, 
die eine Neigung von mehr als 5 v.H. haben und durch Ver- 
kehrsschilder gekennzeichnet sind. Auf das Überholverbot 
wird zweckmäßigerweise durch entsprechende Beschilderung 
zusätzlich hingewiesen. 

Die Herabsetzung der allgemeinen Verkehrsgeschwindigkeiten 
durch lange Steigungen läßt es darüber hinaus geboten er- 
scheinen, im Rahmen des Schwerpunktprogrammes des Verkehrs- 
wegegesetzes soweit durchführbar den Ausbau einer dritten 
Fahrspur an langen Steigungen ins Auge zu fassen. 

Zulässiges Gesamtgewicht 

Die Verkehrsbeobachtung hat gesägt, daß Lastkraftzüge mit 
dem hochstzulässigen Gewicht von 4o Tonnen infolge ihrer 
Schwerfälligkeit zu einer Beeinträchtigung der Flüssigkeit 
des Verkehrs führen. 

Es wird deshalb vorgeschlagen, das höchstzulässige Gesamt- 
gewicht eines Lastzuges auf 52 Tonnen zu beschränken. 

Mit Rücksicht auf die zum Verkehr zugelassenen Fahrzeuge, 
die zu einem höheren Gesamtgewicht des Lastzuges als 32 
Tonnen führen, ist eine der wirtschaftlichen Lage und den 
Abschreibungsmöglichkeiten der Steuergesetzgebung entspre- 
chende Auslauf frist einzuräumen. Diese Auslauf frist kann 
licht niedriger als fünf Jahre sein. Fahrzeuge, die mit dem 
Inkrafttreten dieser Änderung der STVZO bereits zugelassen 
sind, müssen deshalb in den Genuß dieser Auslauf frist kommen. 

M it dieser Änderung der STVZO erfolgt die Anpassung der 
einschlägigen deutschen Bestimmungen an die internationa- 
len Fahrzeuggewichte . 


- lo 
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Höchatzulässige Zuglänge 

In Anpassung an die International üblichen Fahr zeugahme a- 

m 

aungen wird eine Verkürzung der zuläaaigen Länge von Zügen 
von Laatkraftwagen und Omnihuaaen auf 18 m ala wünschena- 
wert angesehen« Eine gewiaae Entlaatung dea Verkehra inner- 
halb geachloasener Ortachaften dürfte daraus resultieren# 
Aualauffriaten für bereite zugelaaaene Fahrzeuge aind in 
übereinatimmung mit Artikel 4 Aba» 2 festgesetzt, weil die 
gleichen Vorauaaet zungen vorliegen# 

Haftpflichtversicherung für nichtdeutache Fahrzeuge 

Der umfangreiche internationale Straßenverkehr im Gebiet 
der Bunde are publik hat zur Folge, daß nichtdeutache Fahr- 
zeuge in zunehmendem Umfange ala Beteiligte an Straßenver- 
kehraunfällen im Gebiet der Bund 6 are publik in Erscheinung 
treten# 

In Ermangelung einer entsprechenden gesetzlichen Vorachrift 
befinden sich unter den aualändiachenFahrzeugen vielfach 
solche, die nach den für deutache Kraftfahrzeughalter gel- 
tenden Haftpflichtbeatimmungen nicht oder unzureichend ver- 
sichert aind# 

Dies hat bereite in einer Reihe von Fällen dazu geführt, 
daß von Aualandsfahrzeugen angefahrene inländische Verkehra- 
opfer nicht im angemessenen Umfange schadlos gestellt werden 
können# 

Die Vorlage sieht deshalb vor, daß das Pflichtversicherungs- 
gesetz vom 7o Hovember 1939 entsprechend ergänzt und die 
Versicherungspflicht für Kraftfahrzeuge* die ihren regelmäs- 
sigen Standort nicht im Inland haben, eingeführt wird# Ent- 
sprechende gesetzliche Vorschriften sind in einer Reihe von 
europäischen Staaten reit Jahren in Kraft, Die UNO hat im 
Jahre 1949 die europäischen Regierungen zur Einführung 
eines entsprechenden internationalen Garantiesystems aufge- 
fordert. 


- 11 
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Radfahrwege 

Die ünf allhäuf igkeit ist auf Straßen, die Verkehre- 
ströme des schnellen Kraftverkehrs und des langsamen Rad- 
fahrverkehrs gleichzeitig zu tragen haben, besonders hoch. 
Es ist festgestellt worden, daß auf städtischen Ausfall- 
straßen nach Anlegung besonderer Radwege die Unfallzahlen 
schlagartig auf 20 v.H. zurückgegangen sind. 

Das Gesetz über den Verkehrswege clan cieht deshalb 
eine besondere Dringlichkeit für die Schaffung v n Rad- 
fahrwegen innerhalb geschlossener Siedlungsgebiete vor, 
um Kraftverkehr und Radfahrverkehr zu trennen. 

Rußgängerübergänge 

Die Vorschriften für das Verhalten der Fußgänger im 
Straßenverkehr haben insbesondere dort, wo für das Über- 
schreiten der Fahrbahn besondere Fußgängerübergänge vor- 
gesehen sind, (Zebrastreifen) noch nicht genügende Beach- 
tung gefunden. Dies liegt zum Teil daran, daß die durch 
Zebrastreifen gdc ennzeichneten (Übergänge auf der übrigen 
Straßenlänge nicht in Erinnerung gebracht werden. 

Die Ergänzung zu § 37 STVO ist geeignet, hier Klarheit 
zu schaffen und die Fußgänger auf die in besonders gefähr- 
deten Straßenabschnitten vorhandenen Fußgängerüberwege zu 
verweisen. 




Anlage 1 zur Begründ -ine 


Straßenverkehrsunfälle, -Unfalltote und Unfallverletzte 

1950 bis 1953 ^ 


Jahr 

S t raß e n v e rke hr s - 
Unfälle 

Unfall- 

tote 

Unfall- 

verletzte 

1950 

248 000 

6 324 

150 415 

1951 

320 000 

7 7 555 

201 927 

1952 

375 000 

7 590 

10 949 2S) 

232 852 

1953 

445 000 

297 78o 


Beteiligte Durch Verkehrsunfälle 

Verkehrsteilnehmer getötete verletzte 

Art Zahl Personen 


Gesamt 

863 

760 

10 949 

297 

780 

darunter: 






Krafträder und 
Kraftroller 

172 

751 

3 926 

116 

889 

alle übrigen Kraft- 
fahrzeuge 

471 

114 

1 669 

48 

661 

alle Kraftfahrzeuge 

einschließlich 

Krafträder 

643 

865 

5 595 

165 

550 

Fahrräder 

112 

676 

1 885 

68 

507 

Fußgänger 

69 

079 

3 203 

58 

512 

Sonstige Verkehrs- 
teilnehmer 



266 

5 

211 

Quelle: Statistisches 

Bundesamt» Wiesbaden 




^ Erhebungsart durch Zählung der Unfälle mit Todesfolge 
bis 30 Tage ab 1. Januar 1953 geändert«, 

Vorläufige Zahlen 1953 





Anlage 2 zur Begründung 
Pie Straße ny erkehrara f älle a im Jahre lg53 nach dem Ort 


Gegenstand der Nach- 
weisung 

insgesamt 

Straßenverkehrs Unfälle 
Stadtkreise Landkreise 

1. Unfälle auf einer 
Bundesautobahn 

7 761 

1 781 

5 

980 

davon bei geschlos- 
sener Ortslage 

40 

23 


17 

davon bei nicht ge- 
schlossener Ortslage 

7 721 

1 758 

5 

963 

2. Unfälle auf einer 
Bundess traße 

155 122 

66 236 

38 

886 

davon bei geschlos- 
sener Ortslage 

110 417 

61 140 

49 

277 

davon bei nicht ge- 
schlossener Ortslage 

44 705 

5 096 

39 

609 

3. Unfall au’ einer 
Landstraße 1.0. 

87 939 

25 012 

62 

927 

davon bei geschlos- 
sener Ortslage 

59 995 

23 605 

36 

390 

davon bei nicht ge- 
schlossener Ortslage 

27 944 

1 407 

26 

537 

4. Unfälle 1 einer 

Landstraße II. 0. 

27 366 

8 780 

1& 

586 

davon bei geschlosse- 
ner Ortslage 

18 051 

8 304 

9 

747 

davon bei nicht ge- 
schlossener Ortslage 

9 315 

476 

8 

839 

5. Unfälle auf anderen 
Straßen 

167 105 

120 435 

46 

670 

davon bei geschlosse- 
ner Ortelage 

159 112 

118 975 

40 

137 

davon bei nicht ge- 
schlossener Ortslage 

7 993 

1 460 

6 

533 

Zusammen* 

445 293 

222 244 

223 

049 

davon bei geschlossener 

Ortslage 347 615 

davon bei nicht geschlos- 
sener Ortslage 97 678 

212 047 

10 197 

135 

87 

t 

568 

481 

Zusammen: 

100 *.H. 

100 v.H. 

100 v.H. 

davon bei geschlossener 
Ortslage 

78 v.H. 

95 v.H. 

61 v.H. 

davon bei nicht geechloS' 
sener Ortelage 

22 v.H. 

5 v.H. 

39 v.H. 


Quelle* Statistisches B„ndesamt Vorläufige Zahlen 1953 



Anlage 3 zur Begründung 


A. Vorläufig festgestellte unmittelbare Unfallursachen 
und -umstände 1953 


I. Ursachen beim Führer des Fahrzeuges 

1. Nichtbeachten der Vorfahrt 85 502 

2. Falsches Einbiegen oder Wenden 43 398 

3. Falsches Überholen oder Vorbeifahren 85 441 

4. Nichtplatzmachen bei Ausweichen oder 

überholtwerden 11 112 

5. Niphtbeachten der polizeilichen Ver- 

kehrsregelung (Zeichen des Polizei- 
beamten, Ampeln, Verkehrszeichen usw.) 8 224 

6. Unterlassen der vom Fahrzeugführer zu 

gebenden Zeichen * 11 957 

7. Nichtbeachten der vom Fahrzeugführer 

gegebenen Zeichen 17 803 

8. Tbrschrif tswidriges Fahren an Straßen- 
bahnhaltestellen 7 892 

9. Nichtbeachten der Ablenkvorschriften 2 537 

10. aiöhtbeachteu; der für schienengleiche 

Wegübergänge geltenden Warnzeichen 1 834 

11. Fahren auf der falschen Fahrbahn, Fahren 

außerhalb der Fahrbahn 28 695 

12. Verkehrswidriges Parken 3 293 

13. Nichtbenützung des Radweges, wenn ein 

v solcher vorhanden 975 

14. Nebeneinanderfahren von Badfahrern 1 217 

15. übermäßige Geschwindigkeit unter Berück- 

sichtigung der Umstände, z.B. ^traßenbe- 
schaff enheit, Verkehrsdichte, Witte- 
rungsverhältnisse 63 010 

16. zu «Ctarsnte« Auffahren im Verkehr 29 439 

17. Una'üp . öffnen der Wagentür 4 118 

18. Unachtsames Zurückfahren, unachtsames 

Ein- und A u sfahren 17 856 

19. Fahrer unter Alkoholeinfluß 23 720 

20. Ermüdung (auch Einschlafen) des Fahrers 2 440 

21 Körperliche und gesundheitliche Behinde- 
rung des Fahrers 1 623 

22. Sonstige Ursachen beim Führer des Fahr- 
zeuges 19 181 


Zusammen 454 267 

darunter 
in Stadt- 
kreisen 226 410 

in Land- 
kreisen 227 857 
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(Fortsetzung) 

II. U r sachcn.beimFahrzeug_[ te chn. Mange l^.und^gel ne r_Ladung 

1. Mängel der Bremsen 6 585 

2. Mängel der Ladung 1 259 

3. Mängel an Achsen, Federn und Rädern 1 289 

4. Mängel an der Bereifung 2 581 

5. Mängel an der Zugvorrichtung 1 089 

6. Mängel oder Versagen der Fahrhahn- 
beleuchtung, Begrenzungsl euchten, 

Schlußleuchten oder Rückstrahler 4 173 

7. Mängel oder Versagen der Fahrtrichtungs- 
anzeiger 620 

8. Übermäßige Rauchentwicklung 43 

9. #e hierhafte Beladung, Überladung bzw. 

Überbesetzung 2 860 

10. Sonstige Ursachen beim Fahrzeug 3 229 


fusammen 23 728 

III. Ursachen beim Fußgänger 

1. Spielende Kinder auf der Fahrbahn 6 026 

2. überschreiten der Fahrbahn, Gehen 
oder Stehen auf der Fahrbahn, ohne 

auf den Verkehr zu achten 37 823 

3. Auf- oder Abspringen auf bzw. von 

fahrendest) Fahrzeuge (n) 1 241 

4. Nichtbenutzung des Fußgängerüber- 
gangs 636 

5. Alkoholeinfluß 3 373 

6. Körperliche oder gesundheitliche Be- 
hinderung 1 022 

7. Sonstige Ursachen beim Fußgänger 1 669 

1 Zusammen 5l 790 

IV. Mängel der Straßen 

1. Glätte oder Schlüpfrigkeit der 

Fahrbahn 58 405 

a) durch RegeÄ 30 791 

b) durch Schnee und Eis 27 614 

2. Glätte oder Schlüpfrigkeit der Fahr- 
bahn durch ausgeflossenes Ol, Dung usw. 5 094 

3. Schlechter Zustand der Straßenofer- 

fläche 6 621 


Übertrag 


70 120 



(^ortaetzung) 


Übertrag 

70 

120 

4. Wechsel der Fahrbahndecke 

5. Enge und Unübersichtlichkeit (auch 
an Straßenkreuzungen) 

al ständiger Zustand 
b) Zustand durch Bauarbeiten 
erzeugt 

1 

12 

2 

$61 

819 

973 

6. Unzureichende Beschilderung der 
Straße 


561 

7. Unzureichende Beleuchtung der 

Straße und der Verkehrszeichen 


689 

8. Sonstige Mangel der Straße 

2 

666 

Zusammen 

91 

189 

V. Witterungseinflüeee 



1. Nebel 

9 

032 

S. Starker Regen, Hagelschauer, 
Schneegestöber usw 0 

9 

587 

3. Sonstige Witterungseinflüsse 

2 

429 

Zusammen 

21 

048 

VI. Andere Einflüsse 

14 

445 


Gesamte vorläufig festgestellte unmittelbare 
Unfallursachen 656 467 



18 271 
16 325 


B» An Straßenverkehrsunfällen 1953 beteiligte 
Verkehrsteilnehmer 1) 


Art des Verkehrsteilnehmers 1953 


l e Kraftfahrzeuge der Besatzungsmacht 34 596 

a) Militärkraftfahrzeuge 

b) Zivilkraftfahrzeuge 

2o Krafträder (ohne Kraftroller und ohne Fahr- 
räder mit Hilfsmotor) mit einem Hubraum 

172 751 

a) bis 99 ccm auch mit Beiwagen 20 664 

b) von 100 bis 125 ccm auch mit Beiwagen 27 794 

c) von _ 126 bi® r 250 ccm " " " 95 557 

d) von 251 und mehr * " M * 18 558 

3« Kraftroller (Motorroller), auch mit Beiwagen 10 078 

4» Kraftdroschken 5 349 

5o Personenkraftwagen (einschl 0 Kleinomnibussen 

und Krankenkraftwagen), auoh mit Anhänger 254 108 

6 a Kraftömnibusse (auch Sattelschlepper mit Om- 
nibusanhänger), auch mit Anhänger 12 250 

7. Obe o it.ngs Omnibusse, auch mit Anhänger 682 


So Lief er- und Lastkraftwagen mit einem zulässi- 
gen Gesamtgewicht (d 0 Zugfahrzeuge) 152 747 


a} bis 3 500 kg mit Anhänger 19 921 

b) bis 3*000 kg ohne Anhänger 65 813 

c) von 3 501 und mehr kg mit Anhänger 36 999 

d) von 3 501 und mehr kg ohne Anhänger 30 014 

a + c) mit Anhänger (67 013) 

a + c) ohne Anhänger (85 734) 

9o Zugmaschinen (auch mit Anhänger) und Sattel» 

Schlepper 10 021 

10o Sonstige Kraftfahrzeuge, auch mit Anhänger 1 361 


Kraftfahrzeuge 
zusammen: 

11 o Straßenbahnen (nur Schienenfahrzeuge der 
Unternehmen) 

12 0 Eisenbahnen (nur Schienenfahrzeuge der 
Unternehmen) 

13 o Bespannte Fuhrwerke (auch bespannte Schlitten) 9 410 


14 o Fahrräder (ohne Hilfsmotor) 105 021 

15o Fahrräder (mit Hilfsmotor) 7 655 

16 o Fußgänger 69 079 

17. Geführte oder frei herumlaufende Tiere 9 777 

18 0 Sonstige Verkehrsteilnehmer einschließlich 

sonstiger Fahrzeuge 4 468 

Verkehrsteilnehmer insgesamt 863 760 


1) Quelle: Statistisches Bundesamt, Wiesbaden 
Vorläufige Zahlen 1953 


643 865 
13 151 
1 334 



Anlage 4 zur Begründung 
Verkehrsteilnehmer 


unter Alkohol - Einfluß 

als vorläufig festgestellte unmittelbare Verkehrsun- 
fall-Ursache 1953 ^ 

Zahl der Unfälle insgesamt 445 293 

Zahl der unmittelbaren Unfall-Ursachen 656 467 

davon Ursache« Fahrer unter Alkohol-Einfluß 23 720 

Fußgänger " " ‘ M 3 373 

Alkohol-Einfluß als Unfall-Ursache gesamt 27 093 

Unter Alkohol— Einfluß standen* 

Führer von Krafträdern und Roller 7 842 

Führer von PKW 8 084 

Führer von Kraftomnibussen 53 

Führer von Lastkraftwagen 2 856 

Radfahrer 4 595 

sonstige Fahrzeugführer 920 

Fußgänger 5 373 


1) Quelle: Statistisches Bundesamt, Wiesbaden 
Vorläufige Zahlen 1953 




- A nlage 5 zur Begründung 


Erteilung von Führerscheinen ^ 
— im Bundesgebiet 1952-1953 


Klasse 


1952 

1953 

I 

(Motorrad) 

61 586 

57 273 

II 

(LKW) 

82 385 

77989 

III 

(PKW) 

294 994 

333 462 

IV 

( Leichtmotorrad ) 

447 595 

452 51 o 

Gesamt 


886 56o 

921 234 

darunter 

an 



weiblichen Personen 

84 221 

lol o2o 


1) Quelle: Kraft fahrt -Bund es amt Nr. 4/1953 
Vorläufige Zahlen 1953 


